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Geschäftsbereich I  
Finanzen und Personal
 
 
 
 
Sitzung des Stadtrates am 27.08.2025
Antrag der AfD-Stadtratsfraktion zur Förderung der Rückkehr unbegleiteter Minderjäh-
riger in ihr Heimatland
Vorlagen Nummer: VIII/2025/01499
TOP: 11.6
 
 
 
Stellungnahme der Verwaltung:
 
Die Stadtverwaltung empfiehlt, den Antrag für erledigt zu erklären.
 
Begründung:
 
Die Rückkehrberatung und Organisation der freiwilligen Ausreise ist im Fachbereich Soziales,
Team Wohnzentren Asyl, der Stadt Halle (Saale) angegliedert. In der Abteilung Einreise und
Aufenthalt ist das Team Duldung für die unbegleiteten Minderjährigen bis zur
Asylantragsstellung zuständig. Die Abteilung Einreise und Aufenthalt verweist bereits intensiv
in Gestalt von Anschreiben, Beratungen und Aushängen auf die Möglichkeit der Beratung zur
freiwilligen Ausreise im Fachbereich Soziales hin.
 
Die freiwillige Ausreise als humanitäre, kostengünstigere und in der Regel schneller realisier-
bare Alternative der Aufenthaltsbeendigung sollte nach aktueller Erlasslage in der Regel
Vorrang einer zwangsweisen Abschiebung haben. Bei unbegleiteten Minderjährigen besteht
jedoch die Besonderheit gemäß dem Förderprogramm zur Gewährung von Rückkehr- und
Starthilfen „REAG/GARP 2.0“, dass dieser Personenkreis nur Rückkehrhilfen erhalten kann,
wenn entweder beide Elternteile oder derjenige Elternteil, der das Aufenthaltsbestimmungs-
recht hat oder die gesetzliche oder gerichtlich bestimmte Vertretung in Deutschland einer ge-
förderten freiwilligen Ausreise, schriftlich zustimmt. Eine unbegleitete minderjährige Person
erhält die notwendige Unterstützung bei der Ausreise in Form einer Flughafen-, Transit-
und/oder Ankunftsunterstützung (sofern erforderlich) und bei der Ankunft am Ankunftsort im
Zielland mit der Empfangnahme durch einen Elternteil oder von einer von den Eltern oder von
der gesetzlichen Vertretung bevollmächtigten Person. Dies bedeutet, dass dieser Perso-
nenkreis jedoch auch nur mit einer entsprechenden Begleitung die freiwillige Ausreise antre-
ten kann, was wiederrum zusätzliche Kosten verursacht.
 
Der Bitte der antragstellenden Fraktion wird insofern bereits entsprochen, denn soweit die
ausländerrechtlichen Voraussetzungen gegeben sind, wird durch die Abteilung Einreise und
Aufenthalt auf die örtlichen Beratungsstellen verwiesen.
 
 
 
Egbert Geier
Bürgermeister




